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§15
Zurechnungsunfähigkeit

(1) Strafrechtliche Verantwortlichkeit ist ausgeschlos­
sen, wenn der Täter zur Zeit der Tat wegen zeitweiliger 
oder dauernder krankhafter Störung der Geistestätig­
keit oder wegen Bewußtseinsstörung unfähig ist, sich 
nach den durch die Tat berührten Regeln des gesell­
schaftlichen Zusammenlebens zu entscheiden.

(2) Das Gericht kann die Einweisung in psychiatrische 
Einrichtungen nach den dafür geltenden gesetzlichen 
Bestimmungen anordnen.

(3) Wer sich schuldhaft in einen die Zurechnungs­
fähigkeit ausschließenden Rauschzustand versetzt und 
in diesem Zustand eine mit Strafe bedrohte Handlung 
begeht, wird nach dem verletzten Gesetz bestraft.

§ 16
Verminderte Zurechnungsfähigkeit

(1) Strafrechtliche Verantwortlichkeit ist gemindert, 
wenn der Täter zur Zeit der Tat infolge der im § 15 
Absatz 1 genannten Gründe oder wegen einer schwer­
wiegenden abnormen Entwicklung seiner Persönlich­
keit mit Krankheitswert in der Fähigkeit, sich bei der 
Entscheidung zur Tat von den dadurch berührten Re­
geln des gesellschaftlichen Zusammenlebens leiten zu 
lassen, erheblich beeinträchtigt war.

(2) Die Strafe kann nach den Grundsätzen über die 
außergewöhnliche Strafmilderung herabgesetzt werden. 
Dabei sind die Gründe zu berücksichtigen, die zur ver­
minderten Zurechnungsfähigkeit geführt haben. Das 
gilt nicht, wenn sich der Täter schuldhaft in einen die 
Zurechnungsfähigkeit vermindernden Rauschzustand 
versetzt hat.

(3) Das Gericht kann anstelle oder neben einer Maß­
nahme der strafrechtlichen Verantwortlichkeit die Ein­
weisung in psychiatrische Einrichtungen nach den da­
für geltenden gesetzlichen Bestimmungen anordnen.

3. A b s c h n i t t  
Notwehr und Notstand

§17
Notwehr

(1) Wer einen gegenwärtigen rechtswidrigen Angriff 
gegen sich oder einen anderen oder gegen die sozialisti­
sche Staats- und Gesellschaftsordnung in einer der Ge­
fährlichkeit des Angriffs angemessenen Weise abwehrt, 
handelt im Interesse der sozialistischen Gesellschaft 
und ihrer Gesetzlichkeit und begeht keine Straftat.

(2) Bei Überschreitung der Notwehr ist von Maßnah­
men der strafrechtlichen Verantwortlichkeit abzusehen, 
wenn der Handelnde in begründete hochgradige Erre­
gung versetzt wurde und deshalb über die Grenzen der 
Notwehr hinausging.

Notstand und Nötigungsstand

§ 1B
(1) Wer Rechte oder Interessen Dritter beeinträchtigt, 

um eine ihm oder einem anderen oder der sozialisti­
schen Staats- und Gesellschaftsordnung gegenwärtig 
drohende, anders nicht zu beseitigende Gefahr abzu­
wenden, begeht keine Straftat, wenn seine Handlung 
zur Art und zum Ausmaß der Gefahr im angemessenen 
Verhältnis steht.

(2) Die strafrechtliche Verantwortlichkeit ist gemin­
dert, wenn der Handelnde unverschuldet durch eine ihm

oder einem anderen gegenwärtig drohende, anders nicht 
zu beseitigende Gefahr für Leben oder Gesundheit in 
heftige Erregung oder große Verzweiflung versetzt 
wird und diese Gefahr durch einen Angriff auf Leben 
oder Gesundheit anderer Menschen abzuwenden ver­
sucht. Die Strafe kann entsprechend der Größe der Ge­
fahrenlage, der psychischen Zwangslage des Töters und 
der Schwere der begangenen Tat nach den Grundsätzen 
über die außergewöhnliche Strafmilderung herabgesetzt 
werden. In außergewöhnlichen Fällen einer solchen Ge­
fahrenlage kann von Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit abgesehen werden.

§ 19
(1) Wer von einem anderen durch unwiderstehliche 

Gewalt oder durch Drohung mit einer gegenwärtigen, 
anders nicht zu beseitigenden Gefahr für Leben oder 
Gesundheit des Täters oder eines anderen zur Begehung 
der Tat gezwungen wird, begeht keine Straftat. Der sich 
für andere Personen oder die Gesellschaft daraus erge­
bende Schaden darf nicht außer Verhältnis zu der dro­
henden Gefahr stehen. Das Leben anderer Menschen 
darf nicht angegriffen werden.

(2) Wer die Grenzen des Nötigungsstandes überschrei­
tet, ist strafrechtlich verantwortlich. Die Strafe kann 
nach den Grundsätzen über die außergewöhnliche Straf­
milderung herabgesetzt werden, wenn der Täter durch 
die Nötigung in eine schwere psychische Zwangslage 
versetzt wurde.

§ 20
Widerstreit der Pflichten

(1) Wer in Ausübung ihm obliegender Pflichten sich 
nach verantwortungsbewußter Prüfung der Sachlage zur 
Begehung einer Pflichtverletzung entscheidet, um durch 
die Erfüllung anderer Pflichten den Eintritt eines grö­
ßeren, anders nicht abwendbaren Schadens für andere 
Personen oder die Gesellschaft zu verhindern, handelt 
gerechtfertigt und begeht keine Straftat.

(2) Hat der Täter die Gefahren, zu deren Abwendung 
er tätig wird, selbst schuldhaft herbeigeführt, findet 
diese Bestimmung keine Anwendung.

4. A b s c h n i t t  
Vorbereitung, Versuch und Teilnahme

§21
Vorbereitung und Versuch

(1) Vorbereitung und Versuch einer Straftat begrün­
den strafrechtliche Verantwortlichkeit nur, wenn es das 
Gesetz ausdrücklich bestimmt.

(2) Vorbereitung liegt vor, wenn der Täter Vorausset­
zungen oder Bedingungen für die Ausführung der ge­
planten Straftat schafft, ohne mit der Ausführung zu 
beginnen.

(3) Versuch liegt vor, wenn der Täter mit der vor­
sätzlichen Ausführung der Straftat beginnt, ohne sie zu 
vollenden.

(4) Vorbereitung und Versuch begründen strafrecht­
liche Verantwortlichkeit nach demselben Gesetz wie die 
vollendete Straftat. Dabei sind die Beweggründe des 
Täters, die von ihm angestrebten oder für möglich ge­
haltenen Folgen, der Grad der Verwirklichung der 
Straftat und die Gründe, aus denen sie nicht vollendet 
wurde, zu berücksichtigen. Die Strafe kann nach den 
Grundsätzen über die außergewöhnliche Strafmilderung 
herabgesetzt werden.


